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Vorwort 

Weit über die Grenzen der Rechtswissenschaft hinaus ist bekannt, daß das Bun-
desverfassungsgericht die Grundrechte des Einzelnen gegen Ubergriffe der ge-
setzgebenden, vollziehenden und auch der rechtsprechenden Gewalt zu schützen 
hat. Auf Verfassungsbeschwerde hin hat das Verfassungsgericht die Entscheidun-
gen der anderen Gerichte im Hinblick auf mögliche Grundrechtsverletzungen zu 
überprüfen: es ist ein Spezialgericht für den Grundrechtsschutz. 

Nicht leicht herauszufinden ist allerdings, wie intensiv das Gericht diese Auf-
gabe wahrnimmt und wahrzunehmen hat. Wer sich hierüber näher informieren 
will, stößt in der Rechtsprechung alsbald auf die Formulierung, das Verfas-
sungsgericht könne nur nachprüfen, ob »spezifisches Verfassungsrecht« verletzt 
worden sei. Dies sei insbesondere dann der Fall, wenn »Auslegungsfehler sicht-
bar werden, die auf einer grundsätzlich unrichtigen Anschauung von der Bedeu-
tung eines Grundrechts, insbesondere vom Umfang seines Schutzbereichs beru-
hen«. Wer, wie viele andere, den Sinn dieser Worte als dunkel empfindet und zu 
seiner Ergründung das tatsächliche Entscheidungsverhalten des Verfassungsge-
richts in den Blick nimmt, wird feststellen, daß das Gericht diese Formel zwar 
häufig zitiert, im Anschluß an derartige Zitate jedoch die Grundrechtskonfor-
mität der angegriffenen Entscheidung ohne erkennbare Systematik zuweilen 
mehr, zuweilen weniger intensiv überprüft. Zieht der Leser sodann hilfesuchend 
die Literatur zu Rate, findet er - neben manch unspezifischen und undogmati-
schen Äußerungen - sehr unterschiedliche Lösungsvorschläge vor, die miteinan-
der nicht vereinbar sind und gelegentlich eher die recht(sprechung)spolitischen 
Vorstellungen ihrer Autoren erkennen lassen als normativ abgesicherte und ar-
gumentativ überzeugende Begründungen. Er wird auf nicht wenige Beiträge 
stoßen, die das Problem für rechtsdogmatisch unlösbar erklären. Das Thema er-
weist sich als komplex, die Rechtsprechung als umfangreich: schwierig ist nicht 
nur, überzeugende Lösungen für die sachlichen Probleme des Prüfungsumfangs 
zu finden, sondern auch bereits, sich einen geordneten Uberblick über diese 
Probleme zu verschaffen. Viele werden die Einschätzung teilen, daß die Suche 
nach dem zutreffenden Prüfungsumfang des Bundesverfassungsgerichts bei der 
Urteilsverfassungsbeschwerde an einem toten Punkt angelangt ist und dort be-
reits seit einiger Zeit verharrt. Andererseits ist auch die Aussichtslosigkeit dieser 
Suche bisher nur vermutet und behauptet, nicht aber überzeugend nachgewie-
sen worden. 



VI Vorwort 

Einer rechtswissenschaftliche Untersuchung, die an dieser Stelle weiterkom-
men will, sind damit zwei Ziele vorgegeben. Das erste Ziel muß sein, die bislang 
nicht hinreichend geordnete Diskussion zu sortieren und zu gliedern, die einzel-
nen Sachprobleme zu identifizieren und voneinander abzugrenzen, ihre Ursa-
chen zu ergründen und auf diese Weise eine strukturierte Basis für die weitere 
Auseinandersetzung zu schaffen. Zum anderen muß es, hierauf aufbauend, dar-
um gehen, für jede Fallgruppe in eingehender und intensiver Betrachtung mit 
Mitteln der Verfassungsinterpretation den normativ zutreffenden Prüfungsum-
fang zu finden oder, soweit sich das als nicht möglich erweisen sollte, herauszuar-
beiten, worauf diese Unmöglichkeit beruht und in welchen Ausmaß sie besteht. 

Mit der vorliegenden Schrift habe ich angestrebt, diese Ziele zu erreichen. Sie 
wurde im Sommersemester 2005 von der Juristischen Fakultät der Europa-Uni-
versität Viadrina Frankfurt (Oder) als Habilitationsschrift angenommen. Die 
Entscheidungssammlung des Bundesverfassungsgerichts wurde bis Band 108 sy-
stematisch und umfassend ausgewertet. Literaturbeiträge sowie einzelne spätere 
Entscheidungen wurden bis Anfang 2005 berücksichtigt. 

Das Buch verdankt seine heutige Gestalt nicht zuletzt der kritischen und kon-
struktiven Begleitung durch die Herren Prof. Dr. Alexander v. Brünneck und 
Prof. Dr. Franz-Joseph Peine, denen ich für die Erstattung der Gutachten herz-
lich verbunden bin. Mit Großzügigkeit und Geduld hat Herr Prof. Dr. Wolff 
Heintschel v. Heinegg mir den zeitlichen Freiraum gewährt, um die Arbeit fertig-
zustellen. Weiteren Personen habe ich für wertvolle Anregungen, Ermutigung 
und Unterstützung zu danken; zu ihnen gehören Dr. Bettina Giesecke, Prof. Dr. 
Stefan Oeter, Prof. Dr. Andreas Zimmermann, Dr. Martin Düwel, Bertold, Lore 
und Dr. Frank Alleweldt. Zahlreiche Opfer nicht nur zeitlicher Natur hat die An-
fertigung dieser Schrift meiner Ehefrau Stefanie und unseren Kindern abverlangt: 
für Unterstützung und solidarische Begleitung gilt ihnen mein ganz besonderer 
Dank. 

Februar 2006 Ralf Alleweldt 
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Einleitung 

A. Ausgangspunkt: Die Wiederaufnahme eines alten Themas 

/. Der Prüfungsumfang des Bundesverfassungsgerichts im Kontext der 
Diskussion um die Grenzen der Verfassungsgerichtsbarkeit 

Die Geschichte der Verfassungsgerichtsbarkeit ist die Geschichte der Diskussion 
über ihre Grenzen.1 Seit das Bundesverfassungsgericht im Jahre 1951 seine Tätig-
keit aufnahm, hat sich eine nicht mehr zu überschauende Anzahl von Arbeiten 
mit der allgemeinen Stellung der Verfassungsgerichtsbarkeit im Staatsgefüge be-
faßt.2 Vor allem die Befugnis des Bundesverfassungsgerichts, Normen für nichtig 
zu erklären, die der demokratisch unmittelbar legitimierte Gesetzgeber erlassen 
hat, führt immer wieder zu umstrittenen und prominenten Entscheidungen. Da-
bei sind es nicht nur die Verfahren der abstrakten oder konkreten Normenkon-
trolle, sondern häufig auch Verfassungsbeschwerdeverfahren, die Gesetze zu Fall 
bringen. 

Es hat in der Bundesrepublik Deutschland kaum eine gesetzgeberische Wei-
chenstellung von größerer Bedeutung gegeben, die nicht zur verfassungsgerichtli-
chen Überprüfung gestellt worden ist; und nicht selten hat das Bundesverfas-
sungsgericht in solchen Fällen die Entscheidung des Gesetzgebers aufgehoben 
oder modifiziert. Das Bundesverfassungsgericht ist hierzu nur befugt, soweit Ge-
setze die Verfassung verletzen; gleichzeitig ist es aber das Gericht selbst, das be-
stimmt, inwieweit einzelne Bedenken gegen ein Gesetz als verfassungsrechtlich 
relevant zu beurteilen sind und ob sie für eine Verwerfung der Norm ausreichen. 
Das Gericht verfügt damit faktisch über eine kaum zu überschätzende Machtfül-
le, die erklärt, warum die Frage nach den rechtlichen Grenzen seiner Normen-
kontrollbefugnis verfassungsrechtlich und -politisch ständiges Diskussionsthe-
ma ist und sein muß. 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit Grenzen der Verfassungsgerichts-
barkeit, aber sie hat andere Grenzen im Blick. Sie betrifft nicht die grundsätzliche 

1 Bereits die Staatsrechtslehrertagung 1951 beschäftigte sich mit den »Grenzen der Verfas-
sungsgerichtsbarkeit« (Referate von M. Drath und E. Kaufmann, W D S t R L 9 [1952], 1, 17). 

2 Statt aller seien nur genannt: E. Friesenhahn, Verfassungsgerichtsbarkeit, 1963; P. Häberle 
(Hrsg.), Verfassungsgerichtsbarkeit, 1976; K. Schiaich, W D S t R L 39 (1981), 99; C. Gusy, Gesetz-
geber, 1985; U. Haltern, Verfassungsgerichtsbarkeit, 1998;/. Riecken, Verfassungsgerichtsbar-
keit, 2003. Rechtsvergleichend A. v. Brünneck, Verfassungsgerichtsbarkeit, 1992, insbes. 153ff. 
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Stellung der Verfassungsgerichtsbarkeit in der Demokratie, nicht die Grenzen des 
Rechts im Verhältnis zur Politik und insbesondere nicht die Befugnis zur K o n -
trolle der Gesetze am Maßstab der Verfassung. Die Untersuchung widmet sich 
vielmehr der Frage, wer die verfassungsrechtlichen Maßstäbe, wenn sie denn ein-
mal gewonnen und anerkannt sind, im verfassungsgerichtlichen Alltag auf den 
Einzelfall anzuwenden hat, genauer: ob das Verfassungsgericht im Verfahren der 
Verfassungsbeschwerde die grundrechtlichen Vorgaben im Einzelfall selbst 
durchzusetzen hat oder ob es - und wenn ja, in welchem Umfang - diese Umset -
zung den anderen Gerichten (»Fachgerichten« 3) überlassen darf oder überlassen 
muß. 

Das Verfahren der Verfassungsbeschwerde nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 a G G er-
öffnet jeder Person die Möglichkeit , sich mit der Behauptung, eine Gerichtsent-
scheidung verletze ihre Grundrechte 4 , an das Bundesverfassungsgericht zu wen-
den. Danach ist dem Verfassungsgericht die generelle Aufgabe zugewiesen, 
grundrechtswidrige Gerichtsentscheidungen als solche zu identifizieren und auf-
zuheben (vgl. §§ 90, 95 B V e r f G G ) . In der Realität besteht jedoch großer Streit um 
die Frage, wie intensiv das Bundesverfassungsgericht Entscheidungen der Fach-
gerichte auf Grundrechtsverletzungen zu überprüfen hat, und dieser Streit ist fast 
so alt wie das Verfassungsgericht selbst.5 

Das Bundesverfassungsgericht prüft in ständiger Praxis gerichtliche Entschei-
dungen nicht in vollem Umfang nach. Es geht regelmäßig davon aus, es könne -
von Fällen der Willkür abgesehen - lediglich bei der Verletzung »spezifischen 
Verfassungsrechts« eingreifen; die »normalen Subsumtionsvorgänge« innerhalb 
des einfachen Rechts entzögen sich seiner Nachprüfung so lange, als nicht »Aus-
legungsfehler sichtbar werden, die auf einer grundsätzlich unrichtigen Anschau-
ung von der Bedeutung eines Grundrechts, insbesondere vom Umfang seines 
Schutzbereichs beruhen und auch in ihrer materiellen Bedeutung für den konkre-
ten Rechtsfall von einigem Gewicht sind.«6 Diese sogenannte Hecksche Formel 
wird zwar allgemein als zu unscharf kritisiert7; im Ergebnis besteht jedoch auch in 
der Literatur weithin Einigkeit darüber, daß der Prüfungsumfang des Verfas-

3 Der Ausdruck »Fachgerichte« für diejenigen Gerichte, die keine Verfassungsgerichte sind, 
ist nicht unumstritten (sehr kritisch z.B. P. Häberle, W D S t R L 61 (2002), 185, 185f.), hat sich 
aber in Rechtsprechung und Literatur weithin durchgesetzt. Dazu etwa K. Schiaich/ S. Korioth, 
Bundesverfassungsgericht, 2004, 18f.; M. Düwel, Kontrollbefugnisse, 2000, 22. Im folgenden 
werden die NichtVerfassungsgerichte als »Fachgerichte«, »allgemeine Gerichte« oder, soweit 
Mißverständnisse ausgeschlossen sind, auch nur als »die Gerichte« bezeichnet. 

4 Dieser Begriff soll im folgenden, soweit nicht anders angegeben, die nach Art. 93 Abs. 1 
Nr. 4a GG ebenfalls durch die Verfassungsbeschwerde geschützten »grundrechtsgleichen« 
Rechte der Artikel 20 Abs. 4, 33, 38, 101, 103 und 104 einschließen. 

5 Siehe nur K. Zweigert, JZ 1952, 321, 327; C. Ule, DVB1. 1953,12,14; H. Röhl,]Z 1957,105, 
106f.; R. Herzog, AöR 86 (1961), 194, 212 Fn.77. 

6 Ständige Rechtsprechung seit BVerfGE 18,85,92f. - Patent-Beschluß. Neuere Bezugnahme 
hierauf im Plenumsbeschluß zum rechtlichen Gehör, BVerfGE 107, 395, 414. 

7 Vgl. im einzelnen unten 3. Kapitel A I 4. 
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sungsgerichts bei der Urteilsverfassungsbeschwerde begrenzt sein muß. Dies 
wird im allgemeinen mit der Überlegung begründet, jede Rechtsverletzung lasse 
sich ohne großen methodischen Aufwand als Grundrechtsverletzung verstehen, 
das Bundesverfassungsgericht werde daher bei einer vollständigen Grundrechts-
prüfung zu einer »Superrevisionsinstanz«.8 Es sei »communis opinio«, daß die 
Kontrolldichte im Verfahren der Urteilsverfassungsbeschwerde »nicht 100 Pro-
zent« betrage.9 Das Verfassungsgericht prüfe »nicht nach, ob die Fachgerichte die 
Grundrechte voll und ganz, in jeder Einzelheit und Wünschbarkeit verwirklicht 
haben, sondern nur, ob die Gerichte es mit den Grundrechten >grundsätzlich< 
richtig gemacht haben«; allerdings: »Was das heißt, bleibt offen.«10 

Die Rechtsprechungspraxis ist jedoch uneinheitlich. Das Bundesverfassungs-
gericht hat schon viele Verfassungsbeschwerden aufgrund einer begrenzten 
Grundrechtsprüfung zurückgewiesen, anderen hingegen nach einer vollständi-
gen Grundrechtsprüfung stattgegeben. Es erklärte, um nur einige Beispiele zu 
nennen11, manche Eingriffe in die Freiheit der Person oder die körperliche Unver-
sehrtheit aufgrund einer eigenen Vollkontrolle für unverhältnismäßig12; in ande-
ren Fällen betonte es, es könne die für die Wahrung des Ubermaßverbots vorzu-
nehmende Abwägung nicht in allen Einzelheiten nachprüfen.13 Die Deutung der 
Aussage des Romans »Mephisto« wurde den Zivilgerichten überlassen, hingegen 
ein Gedicht, das den Text der Nationalhymne verfremdete, durch das Verfas-
sungsgericht selbst gedeutet.14 Bestimmte Einschränkungen der Berichterstat-
tung im Honecker-Prozeß erachtete das Bundesverfassungsgericht nach ein-
gehender Prüfung selbst für unverhältnismäßig15, ebenso die strafrechtliche 
Verurteilung eines Ehemanns, der es unterlassen hatte, seine Ehefrau zu einer 
lebensrettenden Bluttransfusion zu bewegen.16 Erfolglos blieben hingegen auf-
grund einer nur begrenzten Prüfung Verfassungsbeschwerden gegen die Verwert-
barkeit von Tagebuchaufzeichnungen im Strafprozeß17 und gegen die - behaupte-
termaßen menschenwürdeverletzende - weitere Vollstreckung einer lebenslan-
gen Freiheitsstrafe.18 

8 So bereits K. Zweigert, JZ 1952, 321, 327 (»Hyperrevision«); C. Ule, DVB1.1953, 12 ,14 ; H. 
Röhl,JZ 1957 , 105 , 106 ; vgl. auchX. Schiaich/S. Korioth, Bundesverfassungsgericht, 2004,197f . ; 
W. Schenke, Verfassungsgerichtsbarkeit, 1987, 27-29; M. Jestaedt, DVBl. 2001, 1309, 1310: M. 
Düwel, Kontrollbefugnisse, 2000, 42 m.w.N. 

9 So M. Jestaedt, DVBl. 2001, 1309, 1316. 
10 Beide Zitate aus K. Schiaich/ S. Korioth, Bundesverfassungsgericht, 2004, 205. 
11 Für eine umfassende Übersicht siehe unten 5. und 6. Kapitel. 
12 Siehe etwa BVerfGE 16, 194, 201-203; 17, 108, 117-120 ; 20, 45, 29-51 ; 32, 87, 96-98. 
13 BVerfGE 27, 211, 218-220; ähnlich BVerfGE 70, 297, 314-322; 77, 1, 59f. 
14 BVerfGE 30, 173, 196-199; 81, 298, 306f. 
15 BVerfGE 91, 125, 137-139. 
16 BVerfGE 32, 98, 108 - 111 . 
17 BVerfGE 80, 367, 379f. 
18 BVerfGE 72, 105, 118f. 
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Das Bundesverfassungsgericht beläßt im allgemeinen also - nach seinem eige-
nen Anspruch und mit grundsätzlicher Zustimmung der Staatsrechtslehre - einen 
Teil der Verantwortung für den einzelfallbezogenen Grundrechtsschutz bei den 
anderen Gerichten. Die Frage, welchen Ausschnitt des Grundrechtsschutzes der 
Bürger beim Bundesverfassungsgericht geltend machen kann und welchen nicht, 
ist jedoch noch nicht in überzeugender Weise beantwortet worden. Gleichzeitig 
gibt es offenbar Fälle, in denen das Verfassungsgericht eine unbegrenzte, vollstän-
dige Grundrechtsprüfung für angemessen erachtet, wobei die Begründung hier-
für im Unklaren bleibt. Es ist, mit anderen Worten, eine offene Frage, wie weit 
und wodurch der Prüfungsumfang im allgemeinen begrenzt ist, und warum er zu-
weilen nicht begrenzt sein soll. Das »spezifische Verfassungsrecht« ist »bislang 
nicht entschlüsselt«.19 Diese Situation ist aus der Sicht aller Beteiligten unbefriedi-
gend. 

IL Perspektive des Bundesverfassungsgerichts 

Das Verfassungsgericht selbst kann mit der unklaren Lage nicht zufrieden sein. In 
der Literatur wird allerdings zuweilen vermutet, die Richter nähmen eine gewisse 
Unschärfe des Prüfungsumfangs möglicherweise ganz gerne in Kauf, weil sie sich 
dadurch ohne Rechtfertigungslast und »jenseits aller Dogmatik« eine gewisse Fle-
xibilität bei der Bearbeitung der Fälle erhalten könnten.20 Es verstehe sich »fast 
von selbst, daß das Bundesverfassungsgericht ... dieses ... Steuerungspotential 
nutzen und erhalten will, ohne ... verpflichtet zu sein, es in jedem Fall auch einset-
zen zu müssen.«21 Das Gericht greife auf Einzelfälle zu, wenn der Berichterstatter 
das Gefühl habe, »in der Sache müssen wir ran«22, oder, noch etwas plastischer: 
»Wenn ein dicker Hund kommt, dann überlegt man, wie man helfen kann. Wenn 
man dann eine passende Formel findet, nimmt man sie.«23 Ein flexibles Prüfungs-
kriterium wird vielen Verfassungsrichtern einerseits vermutlich willkommen 
sein, weil es eine gewisse Erleichterung bei der Bewältigung des täglichen Massen-
geschäfts bietet. Andererseits werden sich manche Richter bei reiflicher Überle-
gung nur schwer mit dem Gedanken anfreunden können, ihre Aufgabe sei es, Ge-
richtsentscheidungen am Maßstab der Grundrechte zu prüfen, wobei die Intensi-
tät dieser Prüfung jedoch ohne klare Vorgaben von Fall zu Fall neu zu bestimmen 
sei. Vielen Richtern liegt daran, ihre Fälle aufgrund objektiv nachvollziehbarer, 
möglichst klarer Kriterien zu entscheiden. Die genannte Flexibilität existiert nur 

19 So ironisierend, aber gleichzeitig eine gewisse Ratlosigkeit ausdrückend E. Mahrenholz, in: 
D. Umbach/ T. Clemens (Hrsg.), Grundgesetz I, 2002, IX, XI . 

20 Vgl. C. Pestalozza, Verfassungsprozeßrecht, 1991,168; ähnlich E. Benda/ E. Klein, Verfas-
sungsprozeßrecht, 2001, 279. 

21 S. Korioth, Festschrift Bundesverfassungsgericht I, 2001, 55, 73. 
22 E. Franßen, Diskussionsbeitrag, 1999, 131; ähnlich F. Weyreuther, DVB1. 1997, 925, 926. 
23 E. Benda, Diskussionsbeitrag, 1999, 128. 
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deshalb, weil solche Kriterien für den verfassungsgerichtlichen Prüfungsumfang 
noch nicht gefunden worden sind; sie ist damit aus der N o t geboren. 

Das Erfordernis der Anwendung nachvollziehbarer abstrakter Kriterien auf 
gleichartige Fälle ist allerdings nicht nur eine Sache richterlicher Gewohnheit und 
Ethik, sondern hat auch rechtliche Bedeutung. Das Bundesverfassungsgericht ist, 
wie jedes andere Gericht auch, an das Gebot der Rechtsanwendungsgleichheit 
(Art. 3 Abs. 1 G G ) gebunden.24 Für die Frage des Prüfungsumfangs bedeutet dies: 
Das Bundesverfassungsgericht hat die Intensität, mit der es gerichtliche Entschei-
dungen überprüft, abstrakt nach möglichst rationalen Kriterien zu bestimmen. 
Pointiert ausgedrückt, besteht für Gerichte eine Pflicht zur Dogmatik.25 Mit dem 
Gleichheitssatz wäre es unvereinbar, wenn das Verfassungsgericht ad hoc von Fall 
zu Fall entscheiden würde, wie genau es sich die Angelegenheit ansehen will. 

Deshalb deutet auch die mehrfach geäußerte Würdigung, die vom Bundesver-
fassungsgericht angewandten Formeln hätten eher abweisenden Charakter2 6 , auf 
ein Problem hin. Wenn das Gericht eine Formel nur in denjenigen Fällen anwen-
det, in denen es nicht eingreifen will, sich jedoch in den ihm interessant erschei-
nenden Fällen über sie hinwegsetzt, so bedeutet dies, daß es seine Formeln selbst 
nicht als allgemeine Entscheidungsvorgabe ernst nimmt. Fälle werden dann nicht 
nach rechtlichen Kriterien gleich oder ungleich behandelt, sondern danach, ob 
Richter eingreifen wollen oder nicht.27 Die rechtlichen Voraussetzungen für ein 
Eingreifen des Bundesverfassungsgerichts müssen jedoch in allen Fällen gleich 
sein: es darf seine Kompetenzen nicht einmal mehr und einmal weniger vollstän-
dig wahrnehmen.2 8 

III. Perspektive der Beschwerdeführer 

Für potentielle Beschwerdeführer bedeutet die begrenzte Grundrechtsprüfung 
eine schwer einzuschätzende Unwägbarkeit. Sie sehen sich im Verfassungsbe-
schwerdeverfahren ohnehin schon einer Reihe zu überwindender Hürden gegen-
über; sie müssen Frist- und Formvorschriften, die Erfordernisse der Rechtswe-
gerschöpfung und der Subsidiarität der Verfassungsbeschwerde beachten und 
insbesondere erreichen, daß ihre Verfassungsbeschwerde zur Entscheidung ange-

24 Vgl. hierzu z.B. C. Gusy, DÖV 1992, 461, 467-470 m.w.N.; in diesem Sinne auch F. Wey-
reuther, DVB1. 1997, 925, 926. 

25 So C. Gusy, NJW 1988, 2505, 2511f.; ders., DÖV 1992, 461, 468. 
26 J. Berkemann, DVBl. 1996,1028,1032; ähnlichJ. Limbach, Diskussionsbeitrag, 1999,132f., 

die sich allerdings auch dazu bekannte, für sie hätten »diese Formeln« niemals als Maßstab ge-
dient. 

27 Eine solche Verfahrensweise wird möglicherweise einmal - in Grenzen - im Annahmever-
fahren zulässig sein, wenn die Annahme nach Ermessen eingeführt werden sollte. Vgl. die dahin-
gehende Empfehlung der Kommission in Bundesministerium der Justiz (Hrsg.), Entlastung, 
1998, 15f., 32-61. 

28 So zutreffend S. Broß, BayVBl. 2000, 513, 515. 
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nommen wird.2 9 Dies ist im allgemeinen nur zu erreichen, wenn die Sache objek-
tiv von grundsätzlicher Bedeutung ist oder subjektiv - für den Beschwerdeführer 
- eine besondere Belastung darstellt.30 

Der begrenzte Prüfungsumfang des Bundesverfassungsgerichts wirkt sich als 
ein weiterer, zusätzlicher Filter aus. Wenn vor dem Verfassungsgericht nicht jede 
Grundrechtsverletzung, sondern nur die Verletzung »spezifischen« Verfassungs-
rechts gerügt werden kann, dann müssen Beschwerdeführer, um die Begründet-
heit ihrer Verfassungsbeschwerde darzulegen und sie als aussichtsreich erschei-
nen zu lassen, einen qualifizierten Fehler der angegriffenen Gerichtsentscheidung 
dartun. Andere Fehler bleiben verfassungsgerichtlich ungeprüft und können da-
her auch nicht zum Erfolg einer Verfassungsbeschwerde führen. Solange jedoch 
im wesentlichen ungeklärt ist, welche die vom Verfassungsgericht zu überprüfen-
den Aspekte eines Falles sind, ist das Verfassungsbeschwerdeverfahren für den 
Bürger intransparent. Für manchen Beschwerdeführer mag es sogar scheinen, als 
nutze das Bundesverfassungsgericht die allgemeinen Formeln über den Prüfungs-
umfang dazu, sich ohne hinreichend klaren verfassungsrechtlichen Grund eines 
Teils der Last des Grundrechtsschutzes zu entledigen. 

IV. Perspektive der Wissenschaft 

In der Staatsrechtswissenschaft herrscht nach fünfzig Jahren Diskussion des ver-
fassungsgerichtlichen Prüfungsumfangs eine Stimmung vor, die von resignativen 
Untertönen nicht frei ist.31 Zwar ist die These, der Prüfungsumfang des Bundes-
verfassungsgerichts sei begrenzt, von einzelnen, später zu erörternden Ausnah-
men abgesehen3 2 , nahezu Allgemeingut. Umstritten ist nicht das » O b « der K o n -
trollbegrenzung, um so mehr aber das korrekte »Wie« und das »Warum« - und 
die Existenz einer überzeugenden Antwort auf diese Fragen wird mehr und mehr 
bezweifelt. 

Zwar meinen manche Autoren, das Bundesverfassungsgericht habe insgesamt 
zu einer hinreichend klaren Linie gefunden, die auch inhaltlich nachvollziehbar 
sei.33 Mehrheitlich aber wird die Existenz einer solchen Linie bestritten3 4 , und es 

29 Vgl. §§ 90ff. BVerfGG; dazu etwa R. Fleury, Verfassungsprozeßrecht, 2004,60ff.; T. Spran-
ger, AöR 127 (2002), 27ff. 

30 Vgl. im einzelnen BVerfGE 90, 22, 25f. Dazu auch unten C III. 
31 Nach H. Koch scheint die Debatte gar »in Resignation zu münden« (Gedächtnisschrift 

Jeand'Heur, 1999, 135, 137). 
32 Vgl. unten 8. Kapitel D. 
33 So H. Koch, Gedächtnisschrift Jeand'Heur, 1999,135,138,166; implizit auch O. Seidl, Ver-

fassungsgerichtsbarkeit, 1996; S. Broß, BayVBl. 2000, 513ff. 
34 P. Kunig, WDStRL 61 (2002), 34, 49; S. Korioth, Festschrift Bundesverfassungsgericht I, 

2001, 55,74; M.Jestaedt, DVBl. 2001,1309,1309 (»nicht befriedigend lösbar«); U. Diederichsen, 
AcP 198 (1998), 171, 212; W. Roth, AöR 121 (1996), 544, 548ff.; F. Ossenbühl, Festschrift Ipsen, 
1977, 129, 133 ff.; G. Roellecke, Gerichtsbarkeit, 1987, 693; D. Dörr, Verfassungsbeschwerde, 
1997, 134f. 
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wird zunehmend die Frage gestellt, ob es eine klare Abgrenzung überhaupt geben 
könne. Es handele sich um eine »unendliche Diskussion mit nie restlos überzeu-
genden Ergebnissen«3 5 , es wiederhole sich »seit vierzig Jahren dasselbe Hin und 
Her« 3 6 . Die Hoffnung auf eine klare und möglichst einfache Kompetenzabgren-
zung sei unerfüllbar.37 Dieser Befund hindert die Wissenschaft aber nicht daran, 
dem Bundesverfassungsgericht im Hinblick auf einzelne Entscheidungen immer 
wieder — mit teilweise starken Worten - vorzuwerfen, es halte die Grenzen seiner 
Kompetenzen nicht ein.38 Freilich sind diese Vorwürfe leichter erhoben als be-
gründet, solange es keine hinreichend präzisen, konsensfähigen Erkenntnisse 
über die eingeforderten Kompetenzgrenzen gibt. 

Sowohl der Deutsche Juristentag 1996 als auch die Staatsrechtslehrertagung 
2001 beschäftigten sich mit dem Verhältnis der Verfassungsgerichtsbarkeit zur 
Fachgerichtsbarkeit.3 9 In mancher Hinsicht symptomatisch für den Stand der 
Wissenschaft liest sich der Bericht über die Diskussion auf der Staatsrechtslehrer-
tagung: man kam offenbar einer rechtsdogmatischen Lösung des Problems nicht 
wesentlich näher, ohne daß dies als besonders tragisch empfunden wurde.4 0 

Gleichwohl gibt es gute, ja schwerwiegende Gründe, sich mit diesem viel (aller-
dings nicht aus-) diskutierten Thema erneut zu befassen. 

V. Anlässe und Gründe für einen neuen Anlauf 

1. Unbestimmtheit als unbefriedigender Zustand 

Das erste Motiv für eine vertiefte Auseinandersetzung mit dem Problem des Prü-
fungsumfangs liegt gerade in dem unbefriedigenden Zustand der Unbest immt-
heit. Die soeben beschriebene Tendenz in der Staatsrechtslehre geht dahin, es sei 
nicht möglich, dem Bürger zu sagen, mit welcher Intensität seine Verfassungsbe-
schwerde sachlich geprüft oder unter welchen Voraussetzungen sie Erfolg haben 

35 M. Albers, KritV 1998, 193, 209. 
36 G. Robbers, Diskussionsbeitrag, 1999, 126. 
37 So S. Korioth, Festschrift Bundesverfassungsgericht 1,2001, 55, 78f. Zweifel an der Lösbar-

keit z.B. auch bei G. Roellecke, Gerichtsbarkeit, 1987,693; G. Hermes, WDStRL 61 (2002), 207, 
210; M.Jestaedt, DVB1. 2001,1309, 1309. Näheres unten im 1. Kapitel. 

38 So etwa C. Starck, JZ 1996, 1033, 1038; I. v. Münch, NJW 1996, 2073, 2074; H. Tröndle, 
Festschrift Odersky, 1996, 259, 268ff.; U. Diederichsen, Jura 1997, 57, 60; F. Weyreuther, DVB1. 
1997, 925, 926f.; S. Korioth, Festschrift Bundesverfassungsgericht I, 2001, 55, 56; siehe ferner R. 
Scholz, Festschrift Stern, 1997, 1201, 1202 mit zahlreichen weiteren Belegen. - Die geringe Er-
folgsquote der Urteilsverfassungsbeschwerden (1,58% im Jahre 2000) spricht allerdings nicht ge-
rade für eine maßlose und überschießende Kontrollaktivität des BVerfG; vgl. M. Jestaedt, DVBl. 
2001, 1309, 1311 f.; W. Hoffmann-Riem, AöR 128 (2003), 173, 177, 184. Hoffmann-Riem sieht 
sogar »weniger das Risiko einer zu dichten Kontrolle der Fachgerichte als das einer zu starken 
Rücknahme der Prüfungsintensität« (a.a.O. 184). 

39 Vgl. Ständige Deputation des Deutschen Juristentages (Hrsg.), Verhandlungen II/l und 
II/2, 1996; sowie W D S t R L 61 (2002). 

40 Eingehende Erörterung unten im 8. Kapitel. 
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werde. Es gebe keine brauchbaren Kriterien für die Beurteilung, ob das Verfas-
sungsgericht im konkreten Einzelfall kompetenzgemäß geprüft, seine Kompe-
tenzen überschritten oder zu Unrecht nicht wahrgenommen hat. Das Gericht 
entscheide nach undurchschaubaren Kriterien über die Intensität seiner Grund-
rechtsprüfung, und zwar erst im Moment seines Zugriffs.41 

Es sind theoretische wie praktische Gründe, die nach einer Beseitigung dieser 
Unklarheit verlangen. Das Problem des Prüfungsumfangs betrifft die Frage, un-
ter welchen Voraussetzungen gerichtliche Entscheidungen Grundrechte verlet-
zen und deshalb durch das Bundesverfassungsgericht aufgehoben werden kön-
nen. Es geht dabei letztlich darum, wie weit die Grundrechte in der Rechtsord-
nung tatsächlich durchgesetzt werden können. Eine solche Frage muß sich in 
einer grundrechtsgeprägten Rechtsordnung mit einiger Bestimmtheit beantwor-
ten lassen. In der Praxis wirft eine große Zahl von Verfassungsbeschwerden die 
Frage nach dem Prüfungsumfang auf. Wenn es, wie der ehemalige Verfassungsge-
richtspräsident Herzog ausführte, »nicht Gebote der Logik« sind, sondern »le-
diglich praktische Überlegungen«, die dem Bundesverfassungsgericht insoweit 
die Feder führen42, dann fällt es schwer, dies als einen verfassungsrechtlich akzep-
tablen Rechtszustand hinzunehmen. Darüber hinaus können in dieser Lage auch 
die Beschwerdeführer die Frage, ob ihre Verfassungsbeschwerde Aussicht auf Er-
folg hat, nicht nach logischen, sondern lediglich nach praktischen Gesichtspunk-
ten beantworten. Ein unklarer Prüfungsumfang ist die Aufforderung an den Be-
schwerdeführer, es jedenfalls einmal zu versuchen.43 

Es mag sein, daß »ungeschichtlicher Utopieverheißung« erliegt, wer in dieser 
Frage »endgültige Klarheit« und »trennscharfe Aufgabenverteilung« erwartet44; 
dies sollte die Wissenschaft jedoch auch weiterhin nicht daran hindern, hinrei-
chende Klarheit und weitgehende Trennschärfe anzustreben. 

2. Zweifel an der Unlösbarkeit des Problems 

Nun könnte es natürlich sein, daß die Behauptung, das Problem des Prüfungsum-
fangs sei unlösbar, schlicht zutrifft, man sich also mit dem geschilderten unbefrie-
digenden Zustand abfinden muß. Doch müssen gegenüber dieser These bei ge-
nauerer Betrachtung starke Zweifel angemeldet werden. Wenn sich die Kompe-
tenzen aller anderen Gerichte mit hinreichender (nicht: völliger) Bestimmtheit 
voneinander abgrenzen lassen, warum soll das zwischen Verfassungsgericht und 
anderen Gerichten unmöglich sein? Allerdings legen die starken Tendenzen zur 
Unlösbarkeit und die Unzulänglichkeit der meisten bisher vorgebrachten Vor-

41 Zu den Ursachen der Problemat ik unten 1. Kapitel; Bericht über den Stand der Me inungen 
unten 7. und 8. Kapitel. 

42 R. Herzog, Festschrift Dür ig , 1990, 431, 432. 
43 Vgl . C. Gusy, Verfassungsbeschwerde, 1988, 60. 
44 So G. Robbers, Verhältnis, 1999, 57. 
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Schläge die Frage nahe, ob die bisherige Aufarbeitung des Themas möglicherwei-
se an strukturellen Defiziten leidet. Die Untersuchung wird sich besonders dar-
auf richten müssen, inwieweit in der Diskussion des Problems von falschen Prä-
missen ausgegangen wurde, aus zutreffenden Prämissen falsche Schlüsse gezogen 
wurden oder möglicherweise Mißverständnisse aus der Vergangenheit mitge-
schleppt worden sind, die den klaren Blick auf Lösungsmöglichkeiten versperren. 

3. Fehlen einer umfassenden dogmatischen Bearbeitung 

Ein dritter Grund für eine erneute Bearbeitung des Themas ist dadurch gegeben, 
daß es trotz aller Publikationen an einer umfassenden dogmatischen Bearbeitung 
noch immer fehlt, die das Problem umfassend analysiert und in seine Verzwei-
gungen verfolgt. Das Problem des Prüfungsumfangs kann jedenfalls nur dann ge-
löst werden, wenn es hinreichend genau und differenziert betrachtet wird. O b -
gleich es viele Äußerungen zum Thema gibt, versuchen doch nur wenige Auto-
ren, seine sämtlichen Facetten zu bearbeiten. Die vorhandenen dogmatischen 
Lösungsvorschläge vermögen aus unterschiedlichen, später noch im Detail dar-
zustellenden Gründen nicht zu überzeugen. Eine Reihe längerer Bearbeitungen 
verknüpft den Prüfungsumfang mit der »Eingriffsintensität«, einem Kriterium, 
dessen Ungeeignetheit sich erweisen wird. Selbstverständlich liegt eine Reihe von 
Beiträgen vor, die ernst zu nehmende Ansätze für eine dogmatische Strukturie-
rung und Lösung des Problems enthalten.45 Ihre Ideen werden zu berücksichti-
gen und zu verwerten sein, aber auch sie bearbeiten das Thema nicht in umfassen-
der Weise. 

Ein wichtiges Merkmal nahezu aller bisherigen Bearbeitungen liegt darin, daß 
das ihnen zugrunde liegende Verständnis von der Reichweite der Wirkungen der 
Grundrechte im Einzelfall nicht mit hinreichender Klarheit herausgearbeitet und 
offengelegt wird. Darin liegt ein Defizit , da die Prüfungstätigkeit des Bundesver-
fassungsgerichts, sei sie begrenzt oder unbegrenzt, sich maßgeblich an den einzel-
fallbezogenen Wirkungen der Grundrechte orientieren muß.4 6 Soweit sich diese 
Wirkungen strukturieren lassen, bilden sie notwendigerweise auch ein Gerüst für 
eine - auf ihnen aufzubauende - Dogmatik des Prüfungsumfangs. Es ist daher ein 
Anliegen dieser Arbeit, die Wirkungen der Grundrechte auf Einzelfallentschei-
dungen auf der Basis der heute anerkannten Grundrechtsdogmatik möglichst 
klar darzustellen, soweit dies der Bestimmung des verfassungsgerichtlichen Prü-

45 In einen Kanon hervorzuhebender Beiträge würde der Verfasser aufnehmen: W. Roth, AöR 
121 (1996), 544; H. Koch, Gedächtnisschrift Jeand'Heur, 1999, 135; M. Jestaedt, DVB1. 2001, 
1309; J. Berkemann, DVB1. 1996, 1028; O. Seidl, Verfassungsgerichtsbarkeit, 1996; S. Broß, 
BayVBl. 2000, 513; K. Stem, in: Bonner Kommentar, 1982, Art. 93 Rn.677ff.; ungeachtet manch 
abweichender Ansicht auch M. Düwel, Kontrollbefugnisse, 2000. 

46 Vgl. tendenziell auch W. Hoffmann-Riem, W D S t R L 61 (2002), 187, 187; T. Koch, 
W D S t R L 61 (2002), 189, 189f.; für das Privatrecht M. Ruffert, Vorrang, 2001, 135. 
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fungsumfangs dient.4 7 Andererseits ist es essentiell, diese beiden Ebenen nicht zu 
vermischen: wie noch zu zeigen sein wird 4 8 , beruhen manche Mißverständnisse 
und Irrtümer in der bisherigen Diskussion darauf, daß zwischen der materiell-
rechtlichen Reichweite der Grundrechte und der Frage der verfassungsgerichtli-
chen Kontrollintensität nicht immer mit hinreichender Genauigkeit differenziert 
worden ist. 

Es wird sich erweisen, daß die eingehende Analyse von Rechtsprechung und 
Literatur, das Hinterfragen ihrer Prämissen und das exakte Herausarbeiten der 
einzelfallbezogenen verfassungsrechtlichen Bindungen der Gerichte schon einen 
wesentlichen Beitrag zur Lösung leisten werden. Das Problem des Prüfungsum-
fangs ist nicht unlösbar. Die Dimensionen der Grundrechte - insbesondere Ein-
griffsabwehr, Schutzgebote und Ausstrahlungswirkung - sind in langjähriger 
Entwicklung durch Rechtsprechung und Wissenschaft dogmatisch durchdrun-
gen und ausdifferenziert worden. Auf der Basis dieses anerkannten Standes der 
Grundrechtsdogmatik wird sich die Frage, wie intensiv das Bundesverfassungs-
gericht die Beachtung der Grundrechte durch die Gerichte zu überprüfen hat, mit 
gängigen Methoden der Verfassungsauslegung in wohlbegründeter Weise beant-
worten lassen. 

B . Z i e l v o r s t e l l u n g : V o n a l l g e m e i n e n L ö s u n g s f o r m e l n z u e iner 

d o g m a t i s c h e n S t r u k t u r des P r ü f u n g s u m f a n g s 

Das Problem des verfassungsgerichtlichen Prüfungsumfangs zeichnet sich im 
Unterschied zu vielen anderen Rechtsproblemen dadurch aus, daß etliche Stim-
men seine dogmatische Lösung für unmöglich halten4 9 , vor zu viel Dogmat ik in 
dieser Frage warnen 5 0 oder den Preis für eine glatte Dogmatik als zu hoch erach-
ten.5 1 Gleichzeitig gibt es eine Vielfalt einander widersprechender dogmatischer 
Lösungsvorschläge, wobei aber auch behauptet wird, rechtsdogmatisch sei »ein 
Begrenzungsargument so gut oder schlecht wie das andere«.5 2 Dies macht es er-
forderlich, sich die Rolle zu vergegenwärtigen, die der Rechtsdogmatik allgemein 
und in dieser Untersuchung zukommen kann. Insbesondere ist für die Auseinan-
dersetzung mit den vorhandenen Vorschlägen möglichst weitgehende Klarheit 
darüber erforderlich, an welchen Qualitätskriterien man ein dogmatisches M o -
dell messen kann. 

47 Dazu vor allem unten 2. Kapitel. 
48 Vgl. insbesondere unten 9. und 10. Kapitel. 
49 So etwa G. Hermes, WDStRL 61 (2002), 207, 210; G. Roellecke, Gerichtsbarkeit, 1987, 

693; W. Waldner, Probleme, 1983,268f. Zweifel bei S. Korioth, Festschrift Bundesverfassungsge-
richt I, 2001,55, 78. 

50 /. Gündiscb, NJW 1981,1813,1819; W. Rupp-v. Brünneck, abw. M., BVerfGE 30,173, 218. 
51 K. Stern, Staatsrecht III/l, 1988, 1505 im Anschluß an £ Ossenbühl, Festschrift Ipsen, 1977, 

129, 141. 
52 K. Stern, Staatsrecht III/l, 1988, 1507. 
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- Ausgestaltungsgehalte 61 
- Ausstrahlungswirkung s. dort 
- Eingriffsabwehr 48,60,61-66,132-

135,206-254 
- Einzelfallwirkung 9f., 59-82 
- Leistungsgehalte 61 
- Nichtdiskriminierungsgehalte 61 
- Objektiv-rechtliche Gehalte 22, 60f. 
- Schutzbereich 61 f., 98f., 185 
- Schutzgebote 66-68 
- und Privatrecht s. ct. Ausstrahlungswirk-

ung 49-51,68-76 

- Untermaßverbot 67f. 
Grundrechtsbindung 
- der Zivilgerichte 68-76 
- im Einzelfall 9f., 59-82 
Grundrechtsdogmatik 9, 22, 59-82 
Grundrechtseingriff 62f. 
- abstrakter Imperativ 71 
- bei Verurteilung aus Vertrag 73f. 
- bei Verweigerung staatlichen Schutz-

es 74-76 
- Elternrecht 73 f. 
- Gesetzesvorbehalt 63, 284 
- konkreter Imperativ 71 
- Rechtfertigung 63-66 
- Ubermaß verbot 63 f. 
- zivilgerichtliche Entscheidungen 69-

76 
- Zurechnung privaten Handelns zum 

Staat 74-76 
Grundrechtsfachkunde 
- der Fachgerichte 241 f. 
- des BVerfG 230,241 f. 
Grundrechtsinterpretation 
- und Prüfungsumfang 21 f. 
Grundrechtsklage 41, 239f. 
Grundrechtsprüfung 
- vollständige s. vollständige Grund-

rechtsprüfung 
Grundrechtsverletzung 
- Begriff 31-48 
- und Verletzung einfachen Rechts 30^48 
- ungeahndete Grundrechtsverletzung-

en 245 f. 
Grundsätzlich unrichtige Anschauung 

von der Bedeutung eines Grundrechts 
s.a. Hecksche Formel 85-87, 258-265 

Grundsätzliche Bedeutung der Sache 148-
150, 163,217 

Hafturlaub 124 
Handelsvertreter 190f. 
Handlungsfreiheit 22,46, 109 
Handlungsnorm 
- und Kontrollnorm 164, 213f. 
Hausgeldanspruch 297, 302 
Hecksche Formel 2f., 85-87, 93, 97f., 

257-265, 267-269, 323 
- Arkanum 88 
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- in der Rechtsprechungspraxis 107-109, 
114, 117f., 120,122f., 125-128, 130-134 

- Kritik 88f. 
- und Ausstrahlungskontrolle 263 
- und Eingriffskontrolle 254 
Herrenchiemsee 40f. 
Herrnburger Bericht 119 
Hirnkammerluftfüllung 127 
Historische Auslegung 15,239-242 
Historische Entwicklung der Rechtspre-

chung 84-98,267-270 
- Intensitätsphase 89-92,269 
- pragmatische Phase 92-94 
- restriktive Phase 84-89 
Honecker-Prozeß 121 
Humanes Sterben 326 
Hürden im Verfassungsbeschwerdeverfah-

ren 5f. 

Identität 
- von Normen des Verfassungsrechts und 

des einfachen Rechts 192-194 
Imperativ 
- abstrakt 71 
- konkret 71 
Individualschutz 
- als primäre Funktion der Verfassungs-

beschwerde 252 
Informationsfreiheit 119f., 133 
Informeller Mitarbeiter 308 
Intensität der Grundrechtsbeeinträchti-

gung 89-92, 134, 150-152, 218, 269, 
272, 323, 325 

- Kritik der Intensitätsformeln 91 f. 
Intensitätsphase 89-92 ,134 ,269 
Interpretation s. a. Verfassungsauslegung 
- von Verfassungsvorschriften 15-18 
Interpretationsverfassungsbeschwer-

de 142 
Intransparenz des Verfassungsbeschwer-

deverfahrens 6 

Judicial self-restraint 210f. 
Juristentag 7, 143, 218, 263f. 

Kanzleischild 107 
Kasuistisches Vorgehen 15 
Kind, s. Elternrecht 

Kommunikationsgrundrechte 110-122 
Kompetenzielle Sichtweise 173 f. 
Komplexität des Problems 11 f. 
Konkordanzgebot 65f., 122f., 210, 252f. 
Konkreter Imperativ 71 
Konkretisierungsprimat 150-152, 227f., 

229 
Konstitutionalisierung der Rechtsord-

nung 53, 160, 164,194-201, 272 
- als Anpassung 196f. 
- als Hochzonung und Versteine-

rung 197 
- als notwendige Begleiterscheinung von 

Grundrechtsgerichtsbarkeit 198 f. 
- und Prüfungsumfang 199-201 
Konstitutionalisierung der Rechtspra-

xis 201 
Konstitutionalismus 
- Grundrechtsverständnis 33-36 
Konstitutionelle Sättigung 145, 243-246 
Kontrollbefugnis s. Prüfungsumfang 
Kontrollnorm 
- und materielle Norm 154, 164, 213 f. 
Kontroll typen 98-103 
Kooperationsverhältnis 151, 153 f., 158, 

161, 234f. 
- Kritik 155, 234f. 
Körperliche Unversehrtheit 127f., 133 
Korrelation 
- zwischen Eingriffsfällen und Ergebnis-

kontrolle 136f. 
- zwischen Nichteingriffsfällen und Vor-

gehenskontrolle 136f. 
Kredithaie 121 
Kunstfreiheit 87f., 91,119 
Kunstkritik 114f., 117 

Landesverfassungsgerichte 250 
Lebach 89f., 125,188 
Leserbrief 116 
Liquorentnahme 127 
Lücke 287f. 
Lüth-Problem 48-54, 56 ,162 ,177-202 , 

205f., 208 
Lüth-Urteil s.a. Ausstrahlungswirkung 

49-51, 84f., 117, 160, 183, 189, 259-261, 
267f. 
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Marbury v. Madison 32, 35 
Materielle Norm 
- und Kontrollnorm 154, 164, 213f. 
Meinungsfreiheit 91,110-119, 133, 198f., 

269 
- Abwägung l l l f . 
- Eingriffe 111-113 
- Formalbeleidigung 112f. 
- Machtkritik 111 
- Schmähkritik 112f., 114f., 324 
- Schutzbereich llOf. 
- und Menschenwürde 112,115 
Menschenwürde 3, 40, 65f., 112, 115, 119, 

129f., 268f. 
Mephisto 3, 87f., 119,268 
Mietnachfolge 191 
Mietrecht 131, 191 
- nichteheliche Lebenspartner 96 
Mißbrauch 244f. 
Mutzenbacher 119 

Nationalhymne 3, 327 
Nennung des eigenen Namens 92 f., 117 
Neues Forum 244 
Nichtannahme begründeter Verfassungs-

beschwerden 24, 244-246 
Nichteingriffsfälle 104,135-137, 184-188 
- in der Rechtsprechungspraxis 118,120, 

121, 123, 125, 127, 131 
- Tendenz zur Vorgehenskontrolle 135f. 
Nichterkennen der Grundrechtsbetroffen-

heit 184 
Normenhierarchie 153 f., 178-181 
Normenkontrolle 1, 99 
- und Konstitutionalismus 33-35 
- und Weimarer Verfassung 37 
Normseite der Verfassungsbeschwer-

de 146-148, 215f. 
Normtreue 13-18,209,251-254,266 
NPD Europas 114f., 117 

Oberste Gerichtshöfe des Bundes 173 f., 
280 

Objektive Funktion der Verfassungsbe-
schwerde 150f., 232-234 

Objektive Wertordnung 50f. 

Pannenhilfe 237 

Parabolantenne 120, 186f., 190 
Parallelität 
- verfassungsrechtlicher und einfach-

rechtlicher Bindungen 192-194 
Parlamentarischer Rat 39 f. 
Parlamentsvorbehalt 300 
Patent-Beschluß 85-87, 131, 257-265, 268 
Paulskirchenverfassung 33 f. 
Persönlichkeitsrecht 123-125, 133 
Perspektive 
- der Beschwerdeführer 5f. 
- des BVerfG 4f. 
- der Wissenschaft 6f. 
Pflicht zur Dogmatik 5, 15,159 
Planwidrige Unvollständigkeit 287f. 
Positivistische Staatsrechtslehre 34f. 
Pragmatische Phase 92-94 
Praktikabilität 247f. 
Praktische Konkordanz 65 f. 
Praxisbezogenheit dogmatischer Modelle 

18-20, 266-270 
Pressefreiheit 95, 120-122, 133 
Primärnorm 70-72 
Privatautonomie 70, 72, 73f., 125, 268 
Privatrecht 
- und Grundrechte 49-51 
- Analogie 292f. 
Privatrechtswirkung der Grundrechte s. a. 

Ausstrahlungswirkung 49-51 
Privatsphäre 92 
Prüfungsumfang 
- These vom begrenzten 2f., 6, 43-46, 

134, 209f., 253f., 272 
- und Annahmekriterien 23-25, 233f. 
- und Annahmeverfahren 23-25 
- und Ausstrahlungswirkung 50f., 257-

265 
- und Belastung des BVerfG 248f. 
- und Eingriffsabwehr 48, 206-254 
- und Fachdogmatik 199-201,272 
- und Konstitutionalisierung der Rechts-

ordnung 199-201 
- und materielles Recht 21 £., 59f. 

Qualität dogmatischer Modelle 12-20 

Rahmenordnung 79f., 154, 160 
Ratio legis 15 
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Realitätsferne Auslegungsinstanz 158, 253 
Rechts- und verfassungspolitische Argu-

mente 236-239, 242 
Rechtsanalogie 287 
Rechtsanwalt 106-109, 129,298,304-306, 

307-309,313-315 
- Sachlichkeitsgebot 305 
- Standesrichtlinien 305 
- Werbeverbot 305 
Rechtsanwendung 101-103 
Rechtsanwendungsgleichheit 5, 134,269 
Rechtsbeistand 305 
Rechtsbindungskontrolle 21, 57f„ 94-98, 

99, 275-315 
- Normtreue 97 
- Strukturierung 97 
- grundsätzlich keine Aufgabe des 

BVerfG 171-177 
Rechtsdogmatik s. a. Dogmatik 10-20 
- Verdoppelung 191 
Rechtsfortbildung 95f., 97, lOOf., 174, 

286-302 
- als legitime richterliche Aufgabe 291 f. 
- gesetzesimmanente 287f. 
- gesetzesübersteigende 287f., 293f., 301 
- im öffentlichen Recht 296-302 
- im Privatrecht 291-295 
- methodisch geleitete Begründung 292 
- und Gesetzesvorbehalt 288 
Rechtsprechung zum Prüfungsum-

fang 83-137 
- direkte Grundrechtskontrolle 84-94, 

97f. 
- Feinstrukturen 104, 131 
- historische Entwicklung 84-98 
- Intensitätsphase 89-92,269 
- Korrelationen 136 f. 
- pragmatische Phase 92-94 
- Rechtsbindungskontrolle 94-98 
- restriktive Phase 84-89 
- Tatsächliches Entscheidungsverhalten 

104-137 
- Tendenzen 104,131-137 
- Uneinheitlichkeit 3f., 93f., 97f., 123, 

127,133, 254 
Rechtssatzkontrolle 45f., 89, lOOf., 105, 

141-147, 182, 214-217, 272, 289, 309 
- gesetzesbezogene lOOf. 

- verfassungsbezogene 100 
Rechtsschutz gegen den Richter 162 
Rechtsschutzverdoppelung s. Verdoppe-

lung des Grundrechtsschutzes 
Rechtsverletzung 
- als Grundrechtsverletzung 30^18, 57f., 

169-177 
Religionsfreiheit 122 f. 
Resignation 6, 163, 166f. 
Restriktive Phase 84-89 
Richterrecht 288 
Richtlinien und Impulse 49-54, 76f., 84f., 

181 f., 201 f., 254f., 267 
Rundfunkfreiheit 120-122 

Sachfremde Erwägungen 277-279 
Sachkunde s. Fachkunde 
Sachlich unhaltbare Entscheidungen 280— 

286, 295 
Sachlichkeitsgebot 305 
Sachnähe der Fachgerichte 150f., 229f. 
Satire 119 
Sättigung 
- konstitutionelle 145,243-246 
Scheidungsakten 124 
Schily 96, 298, 304-306 
Schmähkritik 112-115 
Schmid/Spiegel 116 
Schulausschluß 107 
Schülerzeitung 118,186-188 
Schumannsche Formel 105,141-147, 162, 

214-217, 236, 272, 289, 309, 314 
- Kritik 146f., 214-217 
- und Einzelfallabwägung 215 f. 
- Wohlstrukturiertheit 146 
Schutzbereich 61 f., 98f. 
- Verkennung 185 
Schutzgebote 66-68, 74-76 
- determinierender Charakter 67 
Schwarzer Sheriff 117 
Sekundärnorm 70-72 
Self-restraint 210f. 
Soldaten 115, 191, 322, 325f. 
Solidaritätsadresse Wyhl 117 
Soraya 95,191,291-294 
Sozialplanabfindung 96, 294 
Spezifisches Verfassungsrecht 2, 4, 94, 

258-265 
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Spielraumdogmatik 160f., 163f., 166 
Staatliche Verantwortung 
- bei Schutzverweigerung 74-76 
- für außervertragliche Imperative 70-73 
- für die Durchsetzung vertraglicher Ver-

pflichtungen 73 f. 
Staatsrechtslehre 
- Perspektive 6f. 
- und vollständige Grundrechtsprü-

fung 270-273 
Staatsrechtslehrertagung 7, 55,160-168, 

195,245,271 
Staatssicherheit 308 
Startbahn West 327 
Strafgefangene 303 
Strafverteidiger 106-108, 304-306 
Strauß 115,322,324,327 
Stufenbau der Rechtsordnung 153 f., 178— 

181 
Superrevision 3, 30, 43f., 47f., 55, 94, 101, 

157, 172, 176, 210-213 
- und Ausstrahlungswirkung 182f., 256f. 
- und Einzelfallentscheidung 237f. 
Supreme Court 31 f., 173 
Systematische Auslegung 15, 172-177, 

223 f. 

Tagebuch 93,125 
Taschengeldanspruch 297, 302 
Tatsachenbehauptung 110f., 114f. 
Tatsachenkontrolle 103, 317-321 
- Einzeltatsachen 319f. 
- Generelle Tatsachen 320 
- Willkür 320 
These vom begrenzten Prüfungsum-

fang 2f., 6, 43^6 ,134 , 209f., 253f., 272. 
Tonband 124 
Tonjäger 116 
Traditionelle Problemsicht 30-57 
- Irrtümer 205 f. 
- Überprüfung 169-206 
Trennbarkeit von Verfassungsrecht und 

einfachem Recht s. Vermischung 

Uberkonstitutionalisierung 198f., 200 
Überlastung s. Belastung 
Übermaßverbot 63 f., 81,101, 161, 210, 

217f., 252-254 

- in der Rechtsprechungspraxis 106-109, 
119f., 122 f., 123-125, 126f., 128f., 131-
135 

- und Abwägung 64, 81 f., 252f. 
- und Einzelfall 64 
Undogmatische Ansätze 156-159,209 
Uneinheitlichkeit der Rechtspre-

chung 3f., 93 f., 97f., 123, 127,133, 254 
Unerlaubte Handlungen 70-73 
Unhaltbare Entscheidungen 280-286, 295 
Unlauterer Wettbewerb 73 
Unlösbarkeit des Problems 6-10, 11 f., 30-

57,161 f., 164,166, 168, 205f., 226 
Unspezifische Begrenzungsvorschläge 

155 f. 
Untermaßverbot 67f., 81 
Unterscheidung zwischen Verfassungs-

recht und einfachem Recht s. Vermi-
schung 

Untersuchungshaft 129 
Untrennbarkeit von Verfassungsrecht und 

einfachem Recht s. Vermischung 
Untrennbarkeitsthese 178-194 
Unvollständigkeit 
- planwidrige 287f. 
USA 31 f. 

Verbot der Funktionsverschiebung 222-
224, 227-239, 278 

- als Kriterium systematischer Verfas-
sungsauslegung 223f. 

- und Rechtsbindungskontrolle 224 
Verdoppelung der Rechtsdogmatik 191 
Verdoppelung des Grundrechtsschutz-

es 54f., 56f., 151,163,202-205 
- als historisch gewollte Aufgabe des 

BVerfG 239-243 
- als mögliche Aufgabe des BVerfG 202-

205 
Verdoppelungs-Problem s. Verdoppelung 

des Grundrechtsschutzes 
Verfassungs- und rechtspolitische Argu-

mente 236-239,242 
Verfassungsanwendung 101,252f. 
Verfassungsauslegung 10, 11, 15-18,206, 

209 
- als Kernaufgabe des BVerfG 193 
- cánones 15-18 
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- durch Fachgerichte 98f., 150,152, 154, 
185 

- Entstehungsgeschichte 15,239-242 
- ergänzende Methoden 16-18 
- funktionelle Richtigkeit 222-227 
- Funktionsfähigkeit 18, 222f. 
- klassische Methoden 15-18 
- Methodik 15-18, 209 f. 
- ratio legis 15 
- Systematik 15, 172-177 
Verfassungsbeschwerde 
- Abschaffung 144f., 247f. 
- als außerordentlicher Rechtsbehelf 55, 

145, 235f. 
- als Instrument des subjektiven Rechts-

schutzes 232 f. 
- als Verdoppelung des Grundrechts-

schutzes 54f., 56f., 151, 163, 202-20J, 
249-243 

- Annahme zur Entscheidung 23-25, 
233f., 244-246 

- Einschränkung 144 
- Entstehungsgeschichte 39-42, 239-242 
- Fallseite 146-148, 215f. 
- Mißbrauch 244f. 
- Normseite 146-148, 215f. 
- objektive Funktion 150f., 232-234 
- offensichtlich begründete 250 
- von geringer Bedeutung 244 
- Zulässigkeitsanforderungen 233 f. 
Verfassungsbeschwerdeverfahren s. a. Ver-

fassungsbeschwerde 
- Filter 5f.,233f. 
- Hürden 5f. 
- Intransparenz 6 
Verfassungsfeindliche Partei 307f., 314 
Verfassungsgerichtsbarkeit s.a. Bundes-

verfassungsgericht 
- Grenzen 1-4 
Verfassungsimmanente Schranke 65f., 

122f., 210, 252f. 
Verfassungsinterpretation s. Verfassungs-

auslegung 
Verfassungskonforme Auslegung s. a. 

Schumannsche Formel 100,142,214-
217, 309 

Verfassungskonvent auf Herrenchiem-
see 40f. 

Verfassungsrecht s.a. Verfassungsrechtliche 
Bindungen 

- spezifisches 5. Spezifisches Verfassungs-
recht 

- und einfaches Recht s. Vermischung 
Verfassungsrechtlich unzulässige Erwä-

gungen 122, 185 f. 
Verfassungsrechtliche Bindungen der Ge-

richte s. a. Direkte Grundrechtskontrol-
le 58,59-82, 171 f., 176 f. 

- Parallelität zu einfachrechtlichen Bin-
dungen 192-194 

- weitmaschiger als einfachrechtliche Bin-
dungen 193 f. 

Verfassungsverstöße 
- ungeahndete 245 f. 
Verhältnismäßigkeit s. Übermaßverhot 
Verhandlungsfähigkeit 128 
Vermischung von Verfassungsrecht und 

einfachem Recht 51-54, 152, 157, 161, 
177-202, 205f. 

- als Begleiterscheinung der Ausstrah-
lungswirkung 181 f. 

- im Lüth-Urteil 183, 189 
- in der Literatur 188-192 
- in der verfassungsgerichtlichen Pra-

xis 182-192 
Vermutung der Alleinzuständigkeit der 

allgemeinen Gerichte 
- für Auslegung und Anwendung einfa-

chen Rechts 174f., 280 
- für Tatsachenfeststellung 318f. 
Vermutung der vollständigen Grund-

rechtsprüfung 169-171, 174f., 209, 226, 
237f., 251, 280 

- und Ausstrahlungswirkung 256f. 
- und Deutungskontrolle 328 
- und Tatsachenkontrolle 318,320 
- und Willkürkontrolle 285 
Vermutung zugunsten der Freiheit der 

Rede 112 
Vertrag 73 f. 
Vertretbarkeitskontrolle 154, 217, 

278f. 293 
Verweigerung staatlichen Schutzes 74-76 
Volkspolizist 308,314 
Vollständige Grundrechtsprüfung 3 f., 66, 

67,103, 159, 167f., 169-171 
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- als normtreue Lösung 251-254 
- Befürworter in der Literatur 167f. 
- in der Rechtsprechungspraxis 106-109, 

114-116,119-124, 126f., 128f., 131-135 
- und Konstitutionalisierung der Rechts-

ordnung 199-201 
- und Staatsrechtslehre 270-273 
- Vermutung s. Vermutung der vollstän-

digen Grundrechtsprüfung 
Vorbehalt des Gesetzes 284, 297 
Vorbehaltlose Grundrechte 65 f. 
Vorgehenskontrolle 77, 81, 147f., 151, 

184-188, 217, 231, 246f., 251, 324f. 
- als Ergänzung der Ergebniskontrolle in 

Eingriffsfällen 265 f. 
- im Bereich der Ausstrahlungswirk-

ung 257f. 
- in der Rechtsprechungspraxis 109, 

116f., 118-123, 125 f., 128-130, 135-137 
Vorrang der Verfassung 153f., 178-181 
- nach der Weimarer Verfassung 37 
- und Konstitutionalismus 33-35 

Wahlplakat 119,190 
Wahrheit für Deutschland 116 
Wallraff 122, 185f. 
Wechselwirkungslehre 52 
- und Ubermaß verbot 111 
Weimarer Verfassung 36-39 
- Gesetzesvorbehalte 37f. 
- Grundrechte als Richtlinien oder 

Rechtsnormen 36f. 
- Grundrechtsgeltung im Rahmen der 

Gesetze 3 8 f. 

- Grundrechtspraxis 36f. 
Werbeverbot 305 
Werkszeitung 73, 121, 184 
Wertordnung 50f. 
Werturteil 110f., 114f. 
Wesentlichkeitstheorie 300 
Wettbewerbsrecht 73 
Willkür 46, 95, 97, 100f., 129, 174, 276-

286, 301, 309, 320 
- Begriff 277 
- in der Rechtsprechungspraxis 276-279 
- und Tatsachenfeststellung 320 
- und Vertretbarkeitskontrolle 278-286 
Wirtschaftsprüfer 305 
Wölfel 88, 128 
Wortsinnkontrolle 96, 289-291 

Zivilgerichte s.a. Drittwirkung, Ausstrah-
lungswirkung 

- Grundrechtsbindung 68-76 
Zivilgerichtliche Entscheidungen 
- als Grundrechtseingriffe 69-76, 87f., 

267f. 
- auf außervertraglicher Grundlage 70-

73, 74-76 
- auf vertraglicher Grundlage 73 f. 
- Schutzgebotsfunktion 74-76 
Zurechnung privaten Handelns zum 

Staat 74-76 
Zurückhaltung 143, 156, 157f., 159, 210f. 
Zwangsdemokrat 115, 324f. 
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